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Jalliativmedizin 

Wenn das Leben eines·Patienten nicht mehr zu retten ist ••• 

Rechtsanwälte erläutern die derzeitige Rechtslage zur indirekten, aktiven und passiven Sterbehilfe 

Von RA Or. jur. 
Alexander Peters* und 

RA Roland Wehn"'''' 

In den Niederlanden und in 
Belgien dürfen Ärzte Todkranke 
mit der Spritze von ihren Lei­
jen erlösen. Ein Modell auch 
für Deutschland? Das Für und 
Wider der Sterbehilfe wird kon­
trovers diskutiert. Im Deutschen 
Bundestag fand nun eine Dis­
kussion zum Thema Patienten­
verfügung statt (siehe auch Sei­
te 3). Der Marburger Bund hat 
sich dazu bereits bei seiner 
Hauptversammlung im Novem­
ber klar geäußert. Das heutige 
Strafrecht schützt jeden Men­
schen vor Fremdtötungshand­
lungen. Nur an der Grenze zum 
Tod ist das Tötungsverbot durch 
von der Rechtsprechung ent­
wickelte Regeln der Sterbehilfe 
gelockert. Die Selbsttötung ist -
auch im Versuch - nicht unter 
Strafe gestellt. 

Was ist Sterbehilfe? 

Der Begriff "Euthanasie" 
stammt aus dem Griechischen 
und bedeutet "sanfter" oder 
"schöner Tod". Unter dem Re­
gime der Nationalsozialisten er­
hielt der Begriff allerdings eine 
neue Bedeutung. Dort wurde 
zwischen "vollwertigem" und 
.. unwertem"' I.f'hf'n IInter,chie-

Sterbenden unumstritten. 
Zum anderen bezeichnet Ster­

behilfe die "Hilfe zum Sterben". 
Dies ist das Töten oder Sterben­
lassen eines Sterbenden, schwer 
kranken oder leidenden Men­
schen aufgrund seines eigenen, 
ausdrücklichen oder mutmaßli­
chen Verlangens. Ärzte und Ju­
risten unterscheiden daher 
iI> aktive Sterbehilfe, 
iI> Beihilfe zur Selbsttötung, 
iI> indirekte Sterbehilfe und 
iI> passive Sterbehilfe. 

Die aktive Sterbehilfe ist die 
bewusste Lebensverkürzung. 
Hier macht der Arzt mehr als 
"lediglich" die Behandlung des 
Patienten abzubrechen. Aktive 
Sterbehilfe ist ein Tötungsde­
likt. Je nach Fallgestaltung hat 
der so handelnde Arzt eine Be­
strafung wegen Mordes, Tot­
schlages oder sog. Mitleidstö­
tung zu erwarten. Die Bundes­
ärztekammer führt in ihrer Stel­
lungnahme dazu aus: 

"Aktive Sterbehilfe ist un­
zulässig und mit Strafe bedroht, 
auch dann, wenn sie auf Verlan­
gen des Patienten geschieht. Die 
Mitwirkung des Arztes bei der 
Selbsttötung widerspricht dem 
ärztlichen Ethos und kann straf­
bar sein." (Grundsätze der Bun­
desärztekammer zur ärztlichen 

Bewusstlosigkeit des Patienten 
wird später eingegangen). 

Unabhängig von der Frage 
der Beherrschbarkeit gibt es Ex­
tremfalle, in denen zum Bei­
spiel der Schmerz des Sterben­
den für diesen nicht zu ertragen 
ist und die Abkürzung eines 
qualvollen Sterbens entschul­
digt oder sogar rechtfertigt. 

In der strafrechtlichen Litera­
tur ist eine erhebliche Verun­
sicherung zu erkennen und so 
wird in gewissen Grenzen ein 
"ärztlicher Freiraum" aner­
kannt, der nicht justiziabel ist. 
Die aktive Sterbehilfe, z. B. in 
Form einer "Todes spritze", ist 
in Deutschland jedoch in aller 
Regel ein strafbares Tötungsde­
likt. 

Straftosigkeit über­
dosierter Analgetika 

Es gibt aber auch Verhaltens­
weisen, die als so genannte indi­
rekte Sterbehilfe außerhalb des 
Unrechts der Tötungsdelikte 
stehen. Voraussetzung dafür ist, 
dass es sich bei dem Betroffe­
nen um einen Sterbenden ge­
handelt hat, d. h. um einen 
Kranken oder Verletzten mit un­
umkehrbarem Versagen einer 
oder mehrerer vitaler Funktio­
nen, bei dem der Eintritt des To­
des in kurzer Zeit zu erwarten 
ist (Rllndesärztekammer). Er-

sei ein höherwertiges Rechtsgut 
als die Aussicht, unter schwers­
ten, insbesondere sog. Vernich­
tungsschmerzen noch kurze 
Zeit länger leben zu müssen. 
Diese Rechtsprechung hat sich 
auch in den Richtlinien der 
Bundesärztekammer niederge­
schlagen. Dort wird darauf hin­
gewiesen, dass bei Sterbenden 
die Linderung des Leidens so 
im Vordergrund stehen kann, 
dass eine möglicherweise un­
vermeidbare Lebensverkürzung 
hingenommen ~erden darf. 

Straflosigkeit Imterlas­
sener Behandlung und 

von Behandlungsabbruch 

Der Verzicht auf den Beginn 
oder die Fortsetzung von Maß­
nahmen, die das Sterben verzö­
gern, wird passive Sterbehilfe 
genannt. Für die Zulässigkeit, 
von der Rechtsprechung - zu­
mindest in Grundzügen - schon 
lange anerkannt, gesetzlich in­
des nicht geregelt, hat sich auch 
der Marburger Bund in seiner 
Hauptversammlung Ende 2004 
ausgesprochen. 

Der Behandl ungsverzicht 
muss auf dem. geäußerten oder 
mutmaßlichen Willen des Be­
troffenen beruhen, dam it das 
Selbstbestimmungsrecht des 
Sterbenden zum tragenden Ge­
sichtspunkt rur den Ausschluss 

klärung war. 
Ärzte und Schwestern ver­

zichten bei der passiven Sterbe­
hilfe auf lebensverlängernde 
Maßnahmen und brechen be­
reits eingeleitete Maßnahmen 
lebensverlängernder Art (wie 
zum Beispiel künstliche Nah­
rungszufuhr, Sauerstoffzufuhr, 
künstliche Beatmung, Medika­
tion, Bluttransfusion, Dialyse 
oder Unterstützung der Vital­
funktionen durch technische 
Geräte) ab. Dann muss bei 
einem terminal Krebskranken 
eine Lungenentzündung nicht 
mehr mit Antibiotika behandelt 
werden. Auch weiterführende 
Diagnostik wäre kontraindiziert 
und gegebenenfalls sogar straf­
bar. 

Sterben 
durch Verhungern 

Ob zu den lebenserhaltenden 
Maßnahmen, auf die verzichtet 
werden kann, auch die künstli­
che Wasser- und Nahrungszu­
fuhr gehört, ist umstritten. Der 
Bundesgerichtshof hat 1.994 
entschieden, passive Sterbehilfe 
durch Abbruch der künstlichen 
Ernährung sei zulässig, wenn 
bei einer 72-jährigen Patientin 
der eigentliche Sterbevorgang 
noch nicht eingesetzte, diese 
sich aber mit einem apallischen 
Svndrom in einem Pflegeheim 

baldiger Todeseintritt, aus­
drücklicher ernsthafter Todes­
wunsch des Patienten) straffrei. 

Patientenrecht auf 

Die Sterbehilfe als Leidmin­
derung und die Sterbebeglei­
tung ist eine ärztliche Rechts­
pflicht. Bei einer schuldhaften 
Verletzung diese'r Pt1icht liegt 
eine strafbare Körperverlet­
zung vor. Jeder Patient hat 
einen Anspruch auf Grundpt1e­
ge und Leidensminderung. Der 
Arzt ist verpflichtet, Schmerz, 
Atemnot, Angst und Verwir­
rung entgegenzuwirken. Er hat 
alle palliativ-medizinischen 
Techniken anzuwenden, selbst 
wenn sie im Einzelfall mit dem 
Risiko einer Lebensverkürzung 
verbunden sind. So rechtfertigt 
die Gefahr einer Atemlähmung 
nicht die Unterlassung einer 
ausreichenden Schmerzmedi­
kation. 

Den Arzt trifft die Pflicht, den 
Patientenwillen festzustellen 
und zu beachten. Liegt eine Pa­
tientenverfügung vor, so hat der 
Arzt den Patientenwillen dem 
Patiententestament zu entneh­
men. Liegt kein Patiententesta­
ment vor und ist der Patient be­
wusstlos, so hat der Arzt den 
mutmaßlichen Willen zu ermit­
teln. GrllnnlplYpnn ,ind hier 



den. Aus diesem Grund hat der 
Begriff heute zwangsläufig ei­
nen schlechten Beigeschmack~ 

Der Begriff Sterbehilfe ist ein 
Oberbegriff. Er umfasst zum ei­
nen die "Hilfe im Sterben", d. h. 
"Sterbe beistand" oder "Sterbe­
begleitung". Sterbehilfe in die­
sem Sinne besteht in der Unter­
stützung Sterbender durch Pfle­
ge, schmerzlindernde Behand­
lung sowie menschliche Zu­
wendung und ist als dringendes 
Erfordernis im Umgang mit 

Sterbebegleitung; 2004) 
Diese strafbare Tötung auf 

Verlangen ist von der straflosen 
Beihilfe zur Selbsttötung abzu­
grenzen. Dem Juristen kommt 
es bei der Unterscheidung dar­
auf an, wer das zum Tode 
führende Geschehen tatsächlich 
beherrscht hat: Hat der Getötete 
bis zuletzt die freie Entschei­
dung über sein Schicksal in der 
Hand behalten, dann tötete er 
sich selbst (auf die Verpflich­
tung des Arztes nach Eintritt der 

laubt smd m dieser t'nase: 
!l> Schmerzlinderung mit der 1m· 
beabsichtigten und unvermeid­
baren Nebenfolge einer Be­
schleunigung des Todeseintritts, 
wie sie z. B. als Nebenwirkung 
stärkster - überdosierter - Anal­
getika auftreten (kann). Die 
höchstrichterliche Rechtspre­
chung rechtfertigt in solchen 
Fällen das Handeln des Arztes; 
denn Würde und Schmerzfrei­
heit gemäß dem erklärten oder 
mutmaßlichen Patientenwillen 

von lomngsunrecm wird. ua 
ein urteilsfähiger Patient selbst 
bestimmen ka:!Jn, ob er ärztliche 
Behandlung wünscht oder nicht, 
hat der Arzt das Behandlungs­
verbot erst recht zu respektie­
ren, wenn die ärztliche Behand­
lung überhaupt nicht mehr auf 
Heilung oder Schmerzlinderung 
gerichtet ist, sondern lediglich 
dazu dient, den Todeskampf zu 
verlängern. Zur Behandlungs­
einsteIlung ist jeder legitimiert, 
der Adressat der Patientener-

Die unverzichtbare Steuerhilte tür den'Arztl 
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für Ärztinnen und Xrzte 
Im Angestellten-
und Beamtenverhältnis 

Bereits im Jahr 2003 hatte der Gesetzgeber zahlreiche -, leider meist negative - Änderungen 
des Steuerrechts beschlossen, die sich auf die Besteuerung der Ärzte in 2004 auswirken. Hin­
zu kommen wichtige neue Urteile des Bundesfinanzhofs, sodass die früheren Fassungen des 
Steuerkompendiums nicht für 2004 verwendet werden können! 

.. Senkung der Entfernungspauschale für Fahrten zur Arbeit 

.. Senkung des steuerfreien Betrages bei Arbeitgeberzuschüssen zu den Fahrtlosten 

.. Wegfall der Steuerfreiheit für Job-Tickets 

.. Senkung des PaUSChbetrags für Arbeitnehmer und des Steuerfreibetrages 'I: 

.. Senkung des Freibetrags für Heirats· und Geburtsbeihilfen . 

.. Senkung der Freigrenze für Sachbezüge 

.. Verschlechterungen bei der Besteuerung von Abfindungen und Obergangsgeld 'n 

.. Verbesserung der Abzugsmöglichkeiten der Kosten für berufliche Aus· und Fortbil ng 

.. Änderungen bei der Abzugsfähigkeit beruflich genutzter Computer und Zubehö 

.. Grundlegende Einschränkung der Eigenheimzulage (wichtig auch im Hinblick auf 2 5) 

Joh. Heider Verlag GmbH, Paffrather Straße 102-116, 
51465 Bergisch Gladbach, Fax (0 22 02) 2 15 31 
(() Telefonische Sofort bestellung (0 22 02) 95 40 35, [-Mai!: heider@heider-verlage 

]mlp ich bestelle hiermit das neue Steuerkompendium des Bank 

Marburger Bundes für das Steuerjahr 2004 
. Konto-Nr. BLZ 

_ Exemplar(e) zum Preis von 18,50 € 
zzgl. Versand pauschale 1,50 € Datum Unterschrift 

Ich zahle D durch Überweisung nach Erhalt der Rechnung Name Vorname 

D bequem per Bankeinzug von meinem Konto 
Straße PLI/Ort 

beTlndet. 

PaHiativmedizin 

Bei Patienten mit infauster 
Prognose, die sich noch nicht 
im Sterben befinden, kommt ei­
ne Änderung des Behandlungs­
zieles in Betracht, wenn die 
Krankheit weit fortgeschritten 
ist und eine lebenserhaltende 
Behandlung nur Leiden verlän­
gert. Die Änderung des Thera­
pieziels muss dem Willen des 
Patienten entsprechen. In den 
Grundsätzen der Bundesärzte­
kammer heißt es dazu: 
~ "Der Arzt ist verpflichtet, 
Sterbenden so zu helfen, dass 
sie in Würde zu sterben vermö­
gen. Die Hilfe besteht neben 
palliativer Behandlung in Bei­
stand und Sorge für Basisbe­
treuung. In die Ermittlung des 
mutmaßlichen Willens sollen 
auch Angehörige oder nahe ste­
hende Personen als Auskunfts­
personen einbezogen werden, 
wenn angenommen werden 
kann, dass dies dem Willen des 
Patienten entspricht." 

Als passive Sterbehilfe gilt 
auch der Behandlungsabbruch 
bei einem irreversibel bewusst­
losen Patienten durch Abschal­
ten des Beatmungsgerätes ent­
sprechend seinem Willen. Der 
technische Behandlungsabbruch 
muss daher ebenso wie der me­
dikamentös-therapeutische Be­
handlungsabbruch zulässig sein . 

Auch der Behandlungsab­
bruch bei einem bewusstseins­
klaren Patienten durch Abschal­
ten des Beatmungsgeräts ist mit 
dessen Einwilligung in extre­
men Grenzlagen (unerträgliche 
Schmerzen, unabwendbarer, 

zunachst die "medlzllllschen 
Kriterien", d. h. Diagnose und 
Prognose. Zusätzlich sind An­
gehörige und sonst nahe stehen­
de Personen zu hören, die aber 
ohne ausdrückliche, schriftliche 
Vollmacht kein Recht haben, für 
den Bewusstlosen zu entschei­
den. 

Hat der Patient in einer Vor­
sorgevollmacht einen oder 
mehrere Dritte zur Ausübung 
des Selbstbestimmungsrechts 
im Fall der Bewusstlosigkeit 
bevollmächtigt, so ist die Ent­
scheidung des Vertreters für 
den Arzt verbindlich. Allein 
bei Verdacht auf Missbrauch 
oder offensichtlicher Fehlent­
scheidung sollte sich der Arzt 
an das Vormundschaftsgericht 
wenden. Sonst haben Staat und 
Gerichte im Rahmen der Ent­
scheidung über einen Behand­
lungs- oder Ernährungsab­
bruch keine Entscheidungsbe­
fugnis . 

Wichtig ist, dass der doku­
mentierte Wille des Patienten 
absoluten Vorrang vor einer ge­
richtlichen Bevormundung hat. 

Abschließend ist darauf hin­
zuweisen, dass zu den Kriterien 
der objektiven Behandlungs­
qualität eines Krankenhauses 
auch ein Konzept für den Be­
handlungsverzicht gehört. Bei 
der Erstellung eines solchen 
Konzeptes sollte ein kundiger 
Jurist mitwirken. 

* RA Dr. jur. Afexander Peters ist Fachan .... alt 
ruf Strafrecht, Kohlcnz, Dr. Peter~ & Neu­
mann, Rechtsan\\a!t<"sollctät im ArLt- und 
Medizinrecht, Stratrecht, F riedrich-Ebert­
Ring 39, 56068 Koblenz, relefon: (02 61) 
13 33 78-0, Fax: (02 61) 13 33 78-5, 
I-Mail: Inl()(aRechtüK.de. Internet· 
\W,,,. RechtOk.de 

** RA Roland Wehn arbeitet in der Fortbil­
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